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14 Weitere Ausführungs⸗Anweiſung zum Einkommenſteuergeſetz. 


Im Anſchluß an die Ausführungsanpeiſung zum Geſetz vom 27. Juni 1921 zur Regelung der 
Einkommenſteuer vom 13. 8. 1921 (Geſetzbl. 1921 S. 114 ff.) und unter Bezugnahme auf $ 15 vorletzter 
Abſatz dieſer Ausführungsanweiſung werden nachfolgend die weiteren Ausführungs⸗Beſtimmungen zu oben⸗ 
genanntem Geſetz erlaſſen: 
8 18. 

Die Gemeinden führen vierteljährlich gemäß den bisherigen Beſtimmungen von den nach Liſte 
(Heberegiſter) „A“ aufgekommenen Steuern 56% und von denjenigen der Liſte (Heberegiſter) „B“ den be⸗ 
rechneten Staatsanteil an die Freiſtaatsſteuerkaſſe ab. Die Lieferzettel der Gemeinden ſind laut Muſter I Muſter 1 
zu halten und haben auch die nichtgelieferten (Gemeinde-) Anteile nachzuweiſen. Über die aus Lifte „B“ 
gelieferten Beträge, die, abgeſehen von den Nachveranlagungen für 1920 und früher, nur ganz vereinzelt 
vorkommen, iſt der Freiſtaatsſteuerkaſſe mit dem Lieferzettel ein namentliches Verzeichnis nach Muſter II Muſter II 
vorzulegen. Die Freiſtaatsſteuerkaſſe hat die gelieferten Beträge, getrennt nach Lieferungen aus den Liſten 
„A“ und „B“ in das Kontobuch zu übernehmen. Bei den Lieferungen vermerkt ſie gleichzeitig die Höhe 
der als Gemeindeanteil zurückbehaltenen 44% bezw. des in der Nachweiſung nach Muſter II ausgeworfenen 
Betrages mit grüner Tinte über der Iſteinnahme. 

Die Nachweiſung nach Muſter II iſt ſeitens der Freiſtaatsſtenerkaſſe dem zuſtändigen Steueramt 
zur Nachprüfung vorzulegen. Nach Prüfung geht die Nachweiſung an die Freiſtaatsſteuerkaſſe als 
Beleg zurück. 

Mit Rückſicht darauf, daß von den in den Steuerjahren 1920 und früher zum Soll geſtellten 
Staatseinkommenſteuer⸗Betragen die Gemeinden keinen Anteil erhalten, iſt in den Kontobüchern die Reſt⸗ 
verwaltung getrennt und zwar nach den Steuerjahren „1920 und früher“ und „1921 und ſpäter“ nach⸗ 
zuweiſen. 

Am Jahresſchluſſe teilt die Freiſtaatsſteuerkaſſe die Summe der von den einzelnen Gemeinden nicht⸗ 
abgelieferten Steueranteile den Steueramtern mit und erhalt von denſelben Anweiſung zur Abgangſtellung 
dieſer Beträge. Entſprechende Abgangsliſten find auch den einzelnen Gemeinden zuzuſtellen. Die Frei⸗ 
ſtaatsſteuerkaſſe hat ferner am Jahresſchluſſe zur Bildung des Ausgleichsfonds 6% der tatſachlichen Iſt⸗ 
einnahme von den in den Steuerjahren 1921 und ſpäter zum Soll geſtellten Beträgen einer jeden Gemein de 
zu ermitteln und den Steuerämtern mitzuteilen. Die Steuerämter geben über dieſe Beträge Anweiſungen 
zur Abgangſtellung beim Einkommenſteuerſoll und zur Vereinnahmung beim Ausgleichsfonds. 

Sollte die endgültige Abrechnung (ſiehe $ 19) zwiſchen Staat und Gemeinden ergeben, daß eine 
Gemeinde (bezw. Gutsbezirk) ihren Anteil nicht voll für kommunale Zwecke aufgewendet hat (Artikel 18 
Abſatz 2 des Geſetzes), ſo iſt der überſchießende Betrag je zur Hälfte an die Kreis⸗Kommunalkaſſe (bei 
Stadtkreiſen: Stadtkaſſe) bezw. an die Freiſtaatsſteuerkaſſe abzuführen. Über den Staatsanteil haben die 
Steuerämter der Freiſtaatsſteuerkaſſe beſondere Einnahme⸗Anweiſung zu erteilen. 

Irgend eine Aufrechnung der einzelnen Anteile gegen einander bei den Ablieferungen iſt nicht 


zuläſſig. 
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8 19. 

Vorbehaltlich der endgültigen Abrechnung am Jahresſchluſſe wird den Gemeinden und Gutsbezirken 
geſtattet, den ihnen nach Art. 18 Abſ. 1 des Geſetzes zuſtehenden Anteil von 44% bei Bedarf in voller 
Höhe zurückzubehalten und für kommunale Zwecke zu verwenden. Eine Verwendung für kommunale Zwecke 
liegt jedoch nicht vor, wenn es ſich um Ausgaben für Anſtalten uſw. handelt, die beſtimmungsgemäß durch 
Erhebung von Gebühren zu decken ſind 

Zum Zwecke der endgültigen Abrechnung iſt von den zuftändigen Kommunalaufſichtsbehörden bis 


Termin zum 15. Juli dem nach $ 22 zu bildenden Ausſchuß eine Überſicht nach Muſter III vorzulegen. Die Ge⸗ 
Muſter III meinden und Gutsbezirke haben den Aufſichtsbehörden die notwendigen Unterlagen rechtzeitig einzureichen. 


Termin 


— Termin 


Termin 
(=: 


u 


Der nach 8 22 zu bildende Ausſchuß hat die eingereichten Überfichten nachzuprüfen und entſcheidet 
darüber, ob die Anteile von 44% für kommunale Zwecke Verwendung gefunden haben. 

Nunmehr ſind die nicht für kommunale Zwecke verwendeten Anteile der Gemeinden und Guts⸗ 
bezirke (Artikel 18 Abſ. 2 des Geſetzes) kreisweiſe in eine beſondere Nachweiſung zuſammen zu ſtellen und 
je zur Halfte auf den Freiſtaat und auf die einzelnen Kreiſe zu verteilen. Die Steuerämter und die Kreiſe 
erhalten je eine Ausfertigung der Nachweiſung. Die Steuerämter fordern die betreffenden Gemeinden und 
Gutsbezirke auf, die Beträge binnen 14 Tagen an die Freiſtaatsſteuerkaſſe bezw. Kreiskommunalkaſſe (in 
den Stadtkreiſen: Stadtkaſſe) abzuführen. Die vereinnahmten Beträge ſind beſonders zu verbuchen. 


8 20. 

Bei Zu⸗ und Abgangſtellungen, Ermäßigungen, Niederſchlagungen und Ausfallſtellungen iſt die 
veranlagte Einkommenſteuer, ſoweit es ſich nicht um die Steuerjahre 1920 und früher handelt, ſtets ein⸗ 
heitlich (alſo ohne Trennung des Staats- und Gemeindeanteils) zu behandeln. 

Nur bei der „Erſtattung aus Vorjahren“ (vom Steuerjahre 1921 ab) muß zu erſehen ſein, wie 
ſich der zu erſtattende Steuerbetrag auf Staat und Gemeinde verteilt. Die Zerlegung hat nach 565% für 
den Staat und 44% für die Gemeinde zu erfolgen. Der Staatsanteil mit 56% iſt auf die Freiſtaats⸗ 
ſteuerkaſſe zur Erſtattung anzuweiſen. Wegen der Erſtattung des Gemeindeanteils von 44% iſt der Ge⸗ 
meinde, bei welcher die Steuer zuletzt zum Soll ſtand, eine beglaubigte Abſchrift der betreffenden Entſchei⸗ 
dung zu überſenden. Steht in dieſer Gemeinde die Steuer nicht voll zum Soll, ſo hat die Gemeinde der⸗ 
jenigen Gemeinde, die ihr die Steuer z. Zt. überwieſen hat, eine beglaubigte Abſchrift der betreffenden Ent⸗ 
ſcheidung zwecks anteiliger Erſtattung des Gemeindeanteils zu überſenden; für den Fall, daß auch in dieſer 
Gemeinde die Steuer nicht von Beginn der Veranlagungsperiode ab zum Soll ſteht, hat dieſe in gleicher 
Weiſe zu verfahren. 

Die Steuerämter haben bei Erteilung von Kaſſenanweiſungen zur „Erſtattung aus Vorjahren“ die 
Steuerjahre 1921 und ſpater getrennt zu behandeln. Die Freiſtaatsſteuerkaſſe hat die Erſtattungen für 1922 
und ſpater unter beſonderen Abſchnitten in Ausgabe nachzuweiſen. 


Am Schluſſe des Rechnungsjahres und zwar zum 10, April js. Is. hat die Freiſtaatsſteuerkaſſe 
die Iſtausgabe an Einkommenſteuererſtattungen für 1921 und ſpäter (erftmalig zum 10. April 1923) ab⸗ 
zuſchließen und dem Steuerpräfidium wegen Erſtattung von % Anteil aus dem Ausgleichsfonds mit⸗ 
zuteilen. Das Steuerpräſidium veranlaßt die Erſtattung durch entſprechenden Antrag bei der Finanz⸗ 
abteilung des Senats, die für die Verwaltung des Ausgleichsfonds zuſtändig iſt. Die Erſtattung muß bis 
zum Jahresſchluß, ſpäteſtens alſo bis zum 1. Mat js. Is. erfolgen. Die Erſtattung beim Abſchnitt 
„Steuererſtattungen“ hat durch beſondere Vereinnahmung unter dieſen Abſchnitt zu erfolgen. Die Ein⸗ 
nahme⸗Anweiſung erteilt das Steuerpraſidium. 2 

Soweit der Gemeindeanteil nach Artikel 18 des Geſetzes ſich nach Maßgabe der Steuerpflicht auf 
Grund des Kommunalabgabengeſetzes auf mehrere Gemeinden verteilt, (ſiehe Artikel 19 des Geſetzes), 
ſo hat die Wohnſitzgemeinde, oder in Ermangelung einer ſolchen, die Gemeinde des Veranlagungsorts den 
beteiligten Forenfal⸗ bezw. den zweiten Wohnſitz⸗ oder Aufenthaltsgemeinden alljahrlich bis zum 1. Juli j. Is. 
für jeden einzigen Steuerpflichtigen eine Überſicht über die Zerlegung des Gemeindeanteils zu überſenden. 
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Hierzu wird zweckmäßig das bisher beim Steueramt I zu dieſen Berechnungen verwandte Muſter 


benutzt. Erkennen die beteiligten Forenſal⸗ uſw. ⸗Gemeinden die Zerlegung an, fo hat die Wohnſitz⸗ bezw. 


Veranlagungsgemeinde, die den Geſamtſteuerſatz erhebt, die anteiligen Betrage den übrigen Gemeinden zu 
überweifen, und zwar zu den Terminen, zu welchen der Staatsanteil an den Staat abzuführen iſt, alſo 
vierteljährlich. Es bleibt der für die Berechnung und Erhebung zuſtändigen Gemeinde überlaſſen, aus 


Zweckmäßigkeitsgründen ſchon im erſten Vierteljahr den ganzen Jahresbetrag zu überweiſen, vorbehaltlich 


der teilweiſen Rückforderungen bei Ermäßigungen, Niederſchlagungen uſw. 

Führen die Verhandlungen zwiſchen den Gemeinden zu keinem Ziel, jo hat die Wohnſitz⸗ uſw. 
Gemeinde, welche die Berechnung aufgeſtellt hat, die Vorgänge mit dem entſtandenen Schriftwechſel dem 
Steuerpräſidium zur Feſtſetzung der Gemeindeanteile vorzulegen. Das Steuerpräſidium teilt feine Entſcheidung 
den beteiligten Gemeinden mit. Ein Rechtsmittel hiergegen iſt nicht gegeben. Bei der Ablieferung der 
Steuerbeträge an die Freiſtaatsſteuerkaſſe (Siehe $ 19 dieſer Ausführungsanweiſung) gilt nur die Gemeinde 
als anteilsberechtigt, die die Steuer von dem Steuerpflichtigen tatſächlich einzieht und an die Freiſtaatsſteuer⸗ 
kaſſe abliefert, nicht auch die übrigen Gemeinden, die lediglich einen Anſpruch gegen die betreffenden 
Wohnſitz⸗ uſw. Gemeinden haben. 

Bei nachträglicher Erhohung oder Ermäßigung, Zu- oder Abgangsſtellung, Niederſchlagung oder 
Ausfallſtellung der Steuer haben die Berechnungsgemeinden wegen Überweiſung eines weiteren Anteils bezw. 
wegen Erſtattung eines zuviel überwieſenen Anteils ſich gleichfalls mit den übrigen beteiligten Gemeinden 
direkt ins Benehmen zu ſetzen. Kommt keine Einigung zuſtande, ſo iſt auch hier die Entſcheidung des 
Steuerpraſidiums einzuholen. Wegen der zur Verteilung der Anteile für das Steuerjahr 1921 feſtgeſetzten 
Termine wird auf den Erlaß des Senats vom 23. 12. 1921 (Staatsanzeiger 1922 Nr. 4) hingewieſen. 

Die auf Grund des Geſetzes betr. Vorſchußzahlung auf Steuern und Abgaben für das erſte Viertel⸗ 
jahr 1921 vom 8. 7. 1921 (Geſetzbl. S. 86) bei den Forenſal⸗ uſw.⸗Gemeinden ſeitens der Steuerpflichtigen 
geleiſteten Vorſchußzahlungen ſind, ſoweit ſie als Gemeindeeinkommenſteuer⸗Vorſchüſſe geleiſtet ſind, auf die 
von den Berechnungsgemeinden zu überweiſenden Anteile in Anrechnung zu bringen und, ſoweit dieſe Vorſchuß⸗ 
zahlungen den zuſtändigen Anteil überſteigen, den Berechnungsgemeinden zu überweiſen. Das Verfahren iſt 
zu beſchleunigen, damit bis zum Schluſſe des Steuerjahres 1921 die Verrechnungen durchweg durchgeführt ſind. 

Soweit die Gemeinden lediglich einen Anteil des Staatsſteuerſatzes nach Artikel 18 des Geſetzes 
erhalten, ſteht den Steuerpflichtigen ein beſonderes Rechtsmittel hinſichtlich des Gemeindeanteils nicht zu. 
Die Beſtimmungen der 88 69 ff. Kommunalabgabengeſetzes (Rechtsmittel) gegen die Heranziehung zu den 
Gemeindeabgaben ſind nur gegeben, ſoweit das gemeindeſteuerpflichtige Einkommen das ſtaatsſteuerpflichtige 
Einkommen überſteigt, alſo eine ſelbſtändige Veranlagung zur Gemeindeeinkommenſteuer in Frage kommt. 
Das gilt auch hinſichtlich des Verteilungsverfahrens nach SS 71 ff. Komm. Abg. Gef. 


8 22. 

Die Verteilung des Ausgleichsfonds an leiſtungsſchwache Gemeinden erfolgt durch einen Ausſchuß. 

Dieſer Ausſchuß nimmt übertragene Befugniſſe des Senats wahr. Der Senat iſt befugt, die Entſcheidungen 

des Ausſa uſſes an ſich zu ziehen. Jedes Mitglied des Ausſchuſſes iſt befugt, die Entſcheidung des Senats 

anzurufen. Hinſichtlich des Verfahrens gilt folgendes: 

1. Die dem Ausgleichsfonds zugeführten und nicht verwandten Beträge ſind alljährlich am Schluſſe 
des Rechnungsjahres in Reſtausgabe zu übernehmen. 

2. Die Gemeinden, welche für das Rechnungsjahr 1921 einen Zuſchuß aus dem Ausgleichsfonds 
erbitten, haben bis zum 28. Februar j. Js. der Verwaltungsbehörde, welche für die Genehmigung 
des Haushaltsplanes zuſtändig iſt, (Vorſitzender des Kreisausſchuſſes bezw. Senat, Abteilung 
des Innern) einen entſprechenden Antrag vorzulegen und eingehend zu begründen. 

Dem Antrage iſt beizufügen: 


a) Der Haushaltsplan für das laufende Rechnungsjahr; größere Abweichungen der e 


Iſteinnahme und Ausgabe vom Haushaltsplan find in Bemerkungen zum Haushalts⸗ 
plan kenntlich zu machen und zu erläutern; 
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Muſter IV b) eine Überficht nach Muſter IV; ferner ift anzugeben, welcher Fehlbetrag vorausſichtlich 
am Schluſſe des Rechnungsjahres zu erwarten ſteht, ſowie diejenigen Umftande, durch 
welche die Leiſtungsſchwachheit der Gemeinden ganz beſonders gekennzeichnet wird. 
3. Die Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe bezw. die Senatsabteilung des Innern haben die vorgelegten 
Anträge und das beigebrachte Material nachzuprufen, ſowie die Anträge unter gutachtlicher 
Stellungnahme der Finanzabteilung des Senats zun 15. März j. Is. zu überſenden. 


Termin 
6 § 23. 

Nach Prüfung des von den Kommunal⸗Aufſichtsbehorden vorgelegten Materials nimmt der nach 
§ 22 gebildete Ausſchuß die Verteilung des Ausgleichsfonds auf die einzelnen Gemeinden vor. Die antrag⸗ 
ſtellenden Gemeinden erhalten in der Regel Zuſchüſſe erſt nach voller Ausnutzung der Steuerkraft. 

a 8 24. 
Dieſe Ausführungsanweiſung iſt durch die Herren Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe bezw. die Senats⸗ 
abteilung des Innern zur allgemeinen Kenntnis zu bringen. 
Danzig, den 3. Februar 1922. 
1 Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 
2 
* 
2 
ri 


eee eee ee Muſter 1. 
e r 05... ce 


Anmerkung: Von nachſtehenden Steuern find: 5 
lt. Geſetz v. 27. 6. 21 Art. 18 von der Einkommenſteuer 44% 
g. 7. 13 und Reg.⸗Verfg. v. 15. 6. 17 v. d. Beſitzſteuer 1% 


70 70 ” 


„ 24. 6. 21 8 75 von der Gewerbeſteuer 2% 
24. 6. 21 875 „ „ Betriebsſteuer 2% 
des Aufkommens ſeitens der Gemeinde zurüdzubeha'ten. 


Liefer⸗Zettel 


für das iertelſahr 192. 
12 eingezogener | zurückbehaltener]Tabzuliefern⸗ 
Bezeichnung der Einnahme etrag Betrag der Betrag 
2e 2 


1. Einlommenſteuer aus Vorjahren 2 Liſte A 
2. wie vor aus dem laufenden Jahre a/ Liſte A 
wie vor aus dem laufenden Jahet a 
3. Ergänzungsſteuer aus Vorjahren. . f 
4. wie aus dem laufenden Sabre . » 22 2 2 2 2. | 8 
5. Wandergewerbeſteuer aus Vorjahren 
6. wie vor aus dem laufenden Jahre 
In meinen Händen befinden ſich 290 folgende bisher nicht * 
eingelöfte Wandergewerbeſcheine Nr... Fe 
zuſammen im Geſamtbetrage von Mm 
(vergl. Anmerkung 1) 
7. Gewerbeſteuer aus Vorjahren. 
8. wie vor aus dem laufenden Jahre 
9. Beiträge zur Handwerkskammer 
10. Beſitzſteuer, Erhebungszeitraum 17/ö1i9¶ 


1I. wie vor, desgl. ET 
12. Grundftenerentihüdigungsrente . . ..... - 
13. Somänentilgungsrente . . » 22.2.0. 
14. Bentenbanfrenten - . . - 2er | 
15. Katafteramtsgebühren . - - - - nen... 
16 Befttebsftener u. „7... k: 
17. Portokoſten für den Steuer⸗Mahnzettel 1 
10 Körperſchaftsſte ner z 
20. 
Insgeſamt E EL 
Es werden mithin abgeliefert = £ JJ 8 
heb! EEE en 355 
Betrag erhalten S ae 3 „er 192. 
Danzig, den ... 192. Der Gemeindeerheber (Guts vorſtand) 
eiſtadt⸗Steuerkaſſe 
Fee . 
Einn.⸗Tgab. Nr.. A DA en mit MM 
desgl. * Be... ee . 55558 
. HEEREEE  _ En... 


Anmerkung: 1. Die bis Ende März nicht eiugelöſten Wandergewerbeſcheine find in ein beſonderes Rückſtandsverzeichnts auf⸗ 
zunehmen. Dieſes Verzeichnis iſt an die Freiſtadt⸗Steuerkaſſe bis zum 10. April einzuſenden. 
2. Die bis zum 10. Dezember nicht eingelöſten Wandergewerbeſcheme für das betreffende Kalenderjahr ſind zur 
Vernichtung pünktlich bis zum 15. Dezember der Freiſtadt⸗Steuerkaſſe zurückzugeben. 
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Gemeinde (Gutsbezirkfʒ;: )) a 


Namentliches Verzeichnis 
der aus der Liſte (Heberegiſter) B gelieferten Beträge 


NN Vierteljahr 192. 


Des Steuerpflichtigen 1 Als Ge⸗ 
= zum Kine Gelieferter i - 
Steuer⸗ | kommen⸗ 85 ful. Unit Be 
zeichen Name | Stand ne behalten merkungen 
| Rentier 379 — 94 75 — Veran⸗ 
438 ö ö lagun 
für 1 


Wohnſitz, nur 
| wegen jeiner 
aus der 
Staatskaſſe 
bezogenen 
Peuſion 
ſteuerpflichtig 


8 Sander W 3600 —] 900 — — ] Seer keinen 
d. . 
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Muſter III. 


überſicht 
der Einnahmen und der für lommunale Zwecke gemachten Aufwendungen 
im Rechnungsjahr 192... 

A. Einnahmen. 


Davon nicht für 
Betrag kommunale Zwecke 
- aufgewendet 
3 
1. Einnahmen aus dem 44 wigen Anteil an der Staats⸗ 
einkommenſt euer 
. Einnahmen aus Grundbeſitktt . 2» 222200. 


* 


„ Anteil der Gemeinde an indirekten ſtaatlichen Steuern 
. Sonftige Einnahmen 


Summe der Einnahmen 


B. Ausgaben. 
1. Zur Verzinſung und Tilgung von Anleihen 
2. Perſönliche und fachliche Verwaltungskoſten 5 
3. Beitrag zu den Koſten der Amts⸗ und Standesamts⸗ 
Ber waltung u: 
4. Koſten der öffentlichen Armen pflege 
5. Koſten der Erwerbsloſenfürſordde 
6 Genteindewwegehk ann en 
7. Unterhaltung der Gemeindegrundſtücke und Gemeinde⸗ 
brunnen —7;:ẽ v. 
8: Für das Schülweſenßn 8 , 
U Preisabnalell.. e Ne 
10. 7geurrlöjfäweien *.-", —.—: „ 
11:.5Sopnftige-Wusgaben on nn A a: | 
Summe der Ausgaben | | | 
Summe der Einnahmeen ME 3 
= „ An bn MEER 5 
Mithin Mehr⸗ Einnahme — Ausgabt eee % 8 
Einnahmen aus dem 44 pigen Antellllll . „ 3 
Ausgaben für kommunale Zwecke eser = 
Suümte der Abend ee ee 
davon nicht für kommunale Zwecke aufgewendet 
MUB mehr; weniger 6 r 27 AR 3 
Mithin iſt von dem 44 bigen gi ene 8 Mh 
davou an den Staat 1 
7 Er r. . SEC, >. 
Die ie Richlgket besten N 
— A „ den e, 
Der Magiſtrat — N Vorſtand) > 


— i Muſter IV. 
Gemeinde (Gutsbezirk) 2 
eee en ee... 
cancer. e x 
e ⅛‚i r ET 
überſicht 


über die Soll⸗ und Iſteinnahme an öffentlichen Abgaben im 
Rechnungsjahre 192. nach dem Stande vom 31. Dezember 192 


Jahresſoll unter Bei indirekten 


Hohe der Zu⸗ 


Berückſichtigung * Steuern kurze An⸗ 
der bisherigen Zu⸗ Steuerart Iſt⸗Einnahme ſchlagsprozente gabe des Tarifs 
und Abgang⸗ der betr. Steuer (evtl. auf Rückſeite 
ſtellungen 5 erläutern) 
0 


A. Laufende Verwaltung 


Einkommenſteueranteil 
(Ae e A) 44 


Gewerbeſteuer 
Betriebsſteuer . 
Grundſ teuer j 
Gebäudeſteuer 


Wertzuwachsſteuer * 
(Gemeindezuſchlag) 


Hunden ne — 
Bierſteurr ru — 
Luſtbarkeitsſterenr — 
Schankkonzeſſionsſteuer 
uſw. 

B. Reſtverwaltung. 
(Steuerarten wie oben) 


Die Richtigkeit beſcheinigt 


Gemeinde 
(Guts 


15 In der Veroffentlichung des Geſetzes vom 27. 6. 21 betr. Regelung der Einkommenſteuer — Geſetz⸗ 
blatt für 1921 Nr. 16 Seite 76 — befindet ſich ein weiterer Druckfehler inſofern, als der Steuerſatz (Art. 5 
für das Einkommen von e M nicht 17320 M ſondern nur 17220 M beträgt. 


5 j Der Magiftrat — 8 ⸗Vorſtand) 


— 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


4 \ 


